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Die Kommission begrüßt die heute zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat erzielte
vorläufige Einigung zur strengeren Gestaltung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU. Mit
dieser Einigung kommt die EU der vollständigen Umsetzung der „Fit für 55“-Rechtsvorschriften, mit
denen der europäische Grüne Deal und die REPowerEU-Ziele verwirklicht werden sollen, einen Schritt
näher. So wird das verbindliche Ziel der EU für den bis 2030 zu erreichenden Anteil an
erneuerbaren Energien von derzeit 32 % auf mindestens 42,5 % angehoben. Dies stellt
nahezu eine Verdopplung des gegenwärtigen Anteils erneuerbarer Energien in der EU dar. Die
Verhandlungsführer einigten sich ferner darauf, dass die EU anstrebt, bis 2030 einen Anteil
erneuerbarer Energien von 45 % zu erreichen.

Im Rahmen der Einigung wurde die Entschlossenheit der EU bekräftigt, ihre Energieunabhängigkeit
durch eine schnellere Nutzung der in der EU verfügbaren erneuerbaren Energiequellen zu erreichen
und ihr Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55 % zu senken, zu verwirklichen. Eine
massive Ausweitung und Beschleunigung der Nutzung erneuerbarer Energien in den
Bereichen Stromerzeugung, Industrie, Gebäude und Verkehr wird langfristig zu niedrigeren
Energiepreisen führen und die Abhängigkeit der EU von importierten fossilen Brennstoffen
verringern.

Ein größerer Anteil erneuerbarer Energien zur Verwirklichung einer CO2-armen Wirtschaft

Mit dem neuen Gesetz werden die Genehmigungsverfahren vereinfacht und beschleunigt. Die
Nutzung erneuerbarer Energien wird unter Wahrung eines hohen Umweltschutzniveaus als
überwiegendes öffentliches Interesse anerkannt. In Regionen mit hohem Potenzial für
erneuerbare Energien und geringen Umweltrisiken werden die Mitgliedstaaten spezielle Gebiete für
die beschleunigte Nutzung erneuerbarer Energien ausweisen, für die besonders kurze und
einfache Genehmigungsverfahren vorgesehen werden. Die vorläufige Einigung stärkt auch die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich der erneuerbaren Energien.

Die Einigung enthält Ziele und Maßnahmen zur Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien
in verschiedenen Wirtschaftszweigen. Mit der überarbeiteten Richtlinie werden die jährlichen
Ziele für erneuerbare Energien für den Wärme- und Kältesektor und für erneuerbare Energien, die in
Fernwärmesystemen genutzt werden, verschärft. Zur Ergänzung der EU-Rechtsvorschriften für
Gebäude und als Richtschnur für die Anstrengungen der Mitgliedstaaten wird zudem ein spezifischer
Richtwert für erneuerbare Energien von 49 % für den Energieverbrauch von Gebäuden bis 2030
eingeführt.

Als Sektor mit einem maßgeblichen Energieverbrauch wird der Industriesektor erstmals in die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie aufgenommen. Die Einigung enthält Richtziele (jährlicher Anstieg
der Nutzung erneuerbarer Energien von 1,6 %) sowie das verbindliche Ziel, bis 2030 einen Anteil
von 42 % erneuerbarem Wasserstoff am gesamten Wasserstoffverbrauch in der Industrie zu erzielen.
Des Weiteren stärkt die heute erzielte Einigung den Rechtsrahmen für die Nutzung erneuerbarer
Energien im Verkehrssektor (Verringerung der Treibhausgasintensität um 14,5 % oder Erreichung
eines Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch von 29 %) und umfasst ein
kombiniertes Teilziel von 5,5 % für fortschrittliche Biokraftstoffe und erneuerbare Kraftstoffe nicht
biogenen Ursprungs, einschließlich eines Anteils von mindestens 1 % für erneuerbare Kraftstoffe
nicht biogenen Ursprungs. Diese Ziele unterstützen die Ambitionen der EU in Bezug auf die
Einführung von erneuerbarem Wasserstoff.

Die Einigung enthält zudem Bestimmungen zur Unterstützung der Integration des
Energiesystems durch Elektrifizierung und Nutzung von Abwärme sowie ein verbessertes
System von Herkunftsnachweisen zur Verbesserung der Verbraucherinformation. 

Eine nachhaltigere Nutzung von Bioenergie im Einklang mit den ehrgeizigen Klimazielen

Mit der Einigung werden die Nachhaltigkeitskriterien für Bioenergie im Einklang mit den
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ehrgeizigeren Klima- und Biodiversitätszielen des europäischen Grünen Deals gestärkt. In Zukunft
werden diese Kriterien auch für kleinere Anlagen (ab 7,5 MW) gelten, sodass der gemäß der
geltenden Richtlinie angewandte Schwellenwert von 20 MW ersetzt wird.  Die Einigung enthält
Bestimmungen, mit denen sichergestellt wird, dass forstwirtschaftliche Biomasse nicht aus Gebieten
stammt, die im Hinblick auf die biologische Vielfalt und den Kohlenstoffbestand von besonderer
Bedeutung sind. Darüber hinaus wurde in den vereinbarten Vorschriften festgelegt, dass
Holzbiomasse entsprechend ihrem höchsten wirtschaftlichen und ökologischen Mehrwert (sogenannte
Kaskadennutzung) verwendet werden muss. Die finanzielle Unterstützung für Energie, die durch die
Verwendung von Säge- und Furnierrundholz, Industrierundholz sowie Stümpfen und Wurzeln erzeugt
wird, wird verboten. 

Nächste Schritte

Die heute erzielte vorläufige Einigung muss nun vom Europäischen Parlament und vom Rat noch
förmlich angenommen werden. Sobald dies abgeschlossen ist, werden die neuen Rechtsvorschriften
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und in Kraft treten.

Hintergrund

Der europäische Grüne Deal ist die langfristige Wachstumsstrategie der EU, mit der in Europa bis
2050 Klimaneutralität erreicht werden soll. Die Überarbeitung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie ist
einer der Vorschläge, die die Kommission im Juli 2021 im Rahmen der Initiative „Fit für 55“
vorgelegt hat, um die Klima-, Energie-, Landnutzungs-, Verkehrs- und Steuerpolitik der EU so zu
gestalten, dass die Nettotreibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber dem
Stand von 1990 gesenkt werden können. Der beschleunigte und verstärkte Einsatz erneuerbarer
Energien bis zum Ende des nächsten Jahrzehnts ist von entscheidender Bedeutung, damit Europa bis
2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent der Welt werden und den europäischen Grünen Deal
verwirklichen kann.

Die Steigerung der Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien ist zudem ein wichtiger Pfeiler
des REPowerEU-Plans, mit dem die Strategie der EU verfolgt wird, so bald wie möglich die Einfuhren
fossiler Brennstoffe aus Russland zu beenden. Im Mai 2022 schlug die Kommission im Rahmen des
REPowerEU-Plans vor, den Ausbau erneuerbarer Energien weiter zu beschleunigen, einschließlich
einer Erhöhung des verbindlichen Ziels für erneuerbare Energien, das im Rahmen des Pakets „Fit für
55“ als Teil der Rechtsvorschriften zum europäischen Grünen Deal vorgeschlagen wurde.

Weiterführende Links

Erneuerbare-Energien-Richtlinie (europa.eu)

IP/23/2061

Quotes:

Erneuerbare Energien werden die Zukunft Europas stärken und durch die Verringerung der Importe fossiler Brennstoffe zu unserer
Energiesouveränität beitragen. In der EU verfügbare erneuerbare Energiequellen gehören auch zu den kostengünstigsten
Energiequellen auf dem Markt. Das bedeutet, dass unsere Bürgerinnen und Bürger durch den Ausbau des Sektors für erneuerbare
Energien von billigeren und saubereren Energiequellen profitieren werden. Ich begrüße diese Einigung, da die EU dadurch der
vollständigen Umsetzung ihrer Rechtsvorschriften im Rahmen von „Fit für 55“ und der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem EU-
Klimagesetz einen Schritt näher kommt.
Frans Timmermans, Exekutiv-Vizepräsident für den europäischen Grünen Deal - 30/03/2023

Ich begrüße die heute erzielte Einigung, da sie einen Meilenstein für unseren REPowerEU-Plan und den europäischen Grünen Deal
darstellt. Erneuerbare Energien sind der Schlüssel zur Verwirklichung des europäischen Ziels der Klimaneutralität, und sie werden
uns in die Lage versetzen, unsere langfristige Energiesouveränität zu sichern. Mit dieser Einigung bieten wir Investoren Sicherheit
und bekräftigen die Rolle der EU als weltweit führender Akteur beim Einsatz erneuerbarer Energien und als Vorreiter bei der
Energiewende.
Kadri Simson, Kommissarin für Energie - 30/03/2023

Kontakt für die Medien:

Tim McPHIE (+ 32 2 295 86 02)
Giulia BEDINI (+32 2 295 86 61)

Kontakt für die Öffentlichkeit: Europe Direct – telefonisch unter 00 800 67 89 10 11 oder per E-Mail

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3541
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3131
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%253A2022%253A222%253AFIN&qid=1653033811900
https://energy.ec.europa.eu/topics/renewable-energy/renewable-energy-directive-targets-and-rules/renewable-energy-directive_en
mailto:tim.mcphie@ec.europa.eu
mailto:Giulia.BEDINI@ec.europa.eu
http://europa.eu/contact/
http://europa.eu/contact/call-us/index_de.htm
http://europa.eu/contact/write-to-us/index_de.htm

	Europäischer Grüner Deal: EU vereinbart strengere Rechtsvorschriften zur Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien

